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Schmirn, am 06.12.2006
K U N D M A C H U N G

Am Montag, den 04.12.2006 fand um 20.00 Uhr eine Gemeinderatssitzung statt.

T a g e s o r d n u n g

1. Beratung und Beschlussfassung bzw. Vergabe des Darlehens für die Finanzierung des Sportplatzes lt. den dafür eingeholten Angeboten.

2. Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zum Schreiben des Amtes der Tiroler Landesregierung über die geplante Änderung der Kanalgebührenordnung.

3. Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zum geplanten Grundtausch im Bereich des Sportplatzes mit Zingerle Anton, Schmirn 53.

4. Beratung und Beschlussfassung zur Auszahlung der Zuschüsse an die Vereine und öffentlichen Körperschaften für das Jahr 2006.

5. Beratung und Beschlussfassung bzw. Festsetzung der Hebesätze für die Gebühren und Steuern ab dem Jahr 2007.

6. Allfälliges:

E r l e d i g u n g

Nachdem gewisse Unterlagen erst nach der Ausschreibung der Gemeinderatssitzung eingelangt sind, bzw. bei einer Schulung der Gemeindebedientesten bekannt gegeben wurden, stellt der Bürgermeister den Antrag, dass zusätzlich zur Tagesordnung über die Verordnung der Gewährung von Sonderzulagen an die Gemeindebediensten, den Dienstpostenplan, der Tarifordnung des Landes-Feuerwehrverbandes Tirol, sowie über eine Änderung des Raumordnungskonzeptes im Bereich der Siedlung Holzeben beraten und beschlossen wird. Der Gemeinderat nimmt diesen Antrag einstimmig an.

1. Zwischenzeitlich wurde mit dem Bau des Kunstrasenplatzes und dem Kabinengebäude am Sportplatz begonnen. Der Bürgermeister erklärt dem Gemeinderat, dass für die Finanzierung dieses Vorhabens eine Darlehensaufnahme notwendig ist. Zwar wurde bei sämtlichen möglichen Stellen um einen Zuschuss angesucht allerdings erfolgt die Überweisung der zugesagten Gelder erst nach Baufortschritt bzw. auf mehrere Jahre aufgeteilt. Somit können die einlaufenden Rechnungen ohne Darlehen nicht bezahlt werden. Für die Darlehensaufnahme wurden von der Raiba Wipptal, der Sparkasse und der Hypobank Angebote eingeholt. Angeboten wurde ein Darlehen in Höhe von € 400.000,--. Die Laufzeit beträgt 10 Jahre.
Von den Banken wurden folgende Angebote abgegeben:

3 Monats-EURIBOR:

Hypobank

3,566 % + 0,110 % Zuschlag ergibt 3,676 %

Sparkasse

3,566 % + 0,125 % Zuschlag ergibt 3,691 %

RAIBA

3,566 % + 0,200 % Zuschlag ergibt 3,766 %
6 Monats-EURIBOR:

Hypobank

3,704 % + 0,095 % Zuschlag ergibt 3,799 %

Sparkasse

3,704 % + 0,125 % Zuschlag ergibt 3,829 %

RAIBA

3,704 % + 0,200 % Zuschlag ergibt 3,904 %

Fixzinssatz:

Hypobank

4,04 %

Sparkasse

4,08 %

RAIBA

4,50 %

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass das Darlehen nach dem 3 Monats-EURIBOR vergeben wird. Den Zuschlag erhält der Billigstbieter, somit die Hypobank.

2. In der letzten Gemeinderatssitzung wurde über eine Änderung der Kanalgebührenordnung beraten. Die erwünschten Änderungen wurden in die bestehende Gebührenordnung eingearbeitet und dem Amt der Tiroler Landesregierung zur Begutachtung vorgelegt. Auf Grund dieser Stellungnahme beschließt der Gemeinderat einstimmig folgende

K A N A L G E B Ü H R E N O R D N U N G

der Gemeinde Schmirn

Der Gemeinderat der Gemeinde Schmirn hat mit Sitzungsbeschluss vom 04.12.2006 auf Grund des § 15 Abs. 3 Z 5, FAG 1993, BGBl. Nr. 30/1993 nachstehende Kanalgebührenordnung erlassen:

§ 1

Einteilung der Gebühren

1) Zur Deckung der Kosten des Aufwandes für die Gemeindekanalanlage erhebt die Gemeinde Gebühren in Form einer

- einmaligen Anschlussgebühr

- einmaligen Verbandsgebühr und

- laufenden Benützungsgebühr (Kanalgebühr).

2) Im Falle einer zukünftigen, notwendigen Erweiterung der Orts- bzw. Verbandsanlagen sowie auf Grund gesetzlicher Anpassungen der Verfahrenstechnik an der regionale Kläranlage behält sich die Gemeinde das Recht zur Vorschreibung einer zusätzlichen Erweiterungsgebühr vor.

§ 2

Anschlussgebühr

1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der Errichtung oder Erweiterung der neuen Kanalanlage eine Anschlussgebühr

2) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt des Baubeginns des Bauabschnittes, in dem das anschlusspflichtige Gebäude gelegen ist.

3) Für Liegenschaften, die bisher an eine Gemeindekanalisation, jedoch nicht an der Verbandskanalisation angeschlossen sind, wird keine Anschlussgebühr sondern nur die Verbandsgebühren vorgeschrieben.

4) Bei Neu-, Zu- und Umbauten und bei Wiederaufbau von abgerissenen oder zerstörten Gebäuden, im anschlusspflichtigen Bereich, entsteht die Gebührenpflicht mit Rechtskraft des Baubescheides.

5) Die Anschlussgebühr wird bescheidmäßig vorgeschrieben. Sie ist binnen einem Monat nach Rechtskraft des Bescheides fällig zu stellen.

§ 3

Verbandsgebühr

Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der Errichtung der neuen Verbandsanlage (Talsammler, Verbandskanäle, etc.) sowie der Erweiterung des Klärwerkes des Abwasserverbandes „Oberes Wipptal“ eine Verbandsgebühr.

§ 4

Kanalgebühr

1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten des Betriebes und der Instandhaltung der Gemeindekanalanlage für die laufende Benützung eine Jahresgebühr. Diese wird vom Gemeinderat alljährlich nach dem durchschnittlichen Jahreserfordernis der Anlage, das sind der Jahresaufwand für den laufenden Betrieb, für die laufende Erhaltung der Anlage, für die Verzinsung sowie Tilgung von Darlehen unter Berücksichtigung der zu erwartenden Lebensdauer der Anlage und für die Ansammlung einer Erneuerungsrücklage, mit der Erstellung des Haushaltsplanes festgesetzt.

Der Gebührenanspruch entsteht erstmals mit dem Anschluss des Objektes an die Kanalanlage. In der Folge wird die Kanalgebühr nach jeder Ablesung der Wasserzähler, das ist der 30. September jeden Jahres fällig.

2) Die Kanalgebühr wird jährlich vorgeschrieben, wobei eine halbjährliche Teilzahlung in der Höhe von 50 % der Vorjahresgebühr eingehoben wird. Sie ist binnen einem Monat fällig zu stellen.

§ 5

Berechnung der Anschlussgebühr

1) Bemessungsgrundlage ist die Baumasse, ermittelt nach den Bestimmungen des § 2 Abs. 4 des Tiroler Verkehrsaufschließungsgesetzes.

2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben werden Stallungen und Tenne sowie Holz- und Geräteschuppen, welche ausschließlich für die Unterbringung von Holz und landwirtschaftlichen Arbeitsgeräten dienen und keinen Kanal- und Wasseranschluss aufweisen, nicht in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Ebenso ausgenommen sind nichtlandwirtschaftliche Holz- und Geräteschuppen, die ausschließlich für die Unterbringung von Holz und Arbeitsgeräten dienen und keinen Kanal- und Wasseranschluss aufweisen.

3) Für gebührenpflichtige Objekte, die gemäß der Kanalordnung anschlusspflichtig sind und die vor dem 01.01.1900 erbaut wurden, wird aufgrund der damals ortsüblichen Bauweise von der errechneten Gesamtkubatur ein Betrag von 10 % in Abzug gebracht.

4) Bei den Garagen werden 50 % des umbauten Raumes (Garagenkubatur) nicht in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Bei integrierten bzw. angebauten Garagen werden 50 % des umbauten Raumes nicht in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Freistehende Garagen werden nicht in die Bemessungsgrundlage einbezogen, soferne sie keinen Kanal- bzw. Wasseranschluss haben.

5) Bei Zu- und Umbauten und bei Wiederaufbau von abgerissenen oder zerstörten Gebäude entsteht die Gebührenpflicht insofern, als die Bemessungsgrundlage den Umfang der früheren übersteigt.

6) Die Anschlussgebühr beträgt derzeit € 4,39 inkl. der gesetzlichen Umsatzsteuer je m³ der Bemessungsgrundlage. Die Anpassung der Anschlussgebühr erfolgt jährlich mittels Gemeinderatsbeschluss.

§ 6

Berechnung der Verbandsgebühr

1) Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Verbandsgebühr entspricht dem § 5 Absatz 1 - 5 der Kanalgebührenordnung.

2) Die Verbandsgebühr beträgt € 2,20 inkl. der gesetzlichen Umsatzsteuer je m³ der Bemessungsgrundlage.

§ 7

Berechnung der Kanalgebühr
1) Die Kanalgebühr setzt sich aus einer Grundgebühr und einer weiteren Gebühr zusammen.

2) Bemessungsgrundlage ist der durch den Wasserzähler gemessene tatsächliche Wasserbezug in m³. Die Kanalgebühr beträgt derzeit € 1,72 inkl. 10 % der gesetzlichen Umsatzsteuer.

3) Als Grundgebühr wird für jedes angeschlossene Grundstück jährlich ein Betrag in Höhe der Summe von 100 m³ bezogenem Wasser gemäß Tarif nach Abs. 2 vorgeschrieben. Erfolgt der Anschluss während des Jahres, so werden die 100 m³ im Anschlussjahr aliquot berechnet (angefangene Monate werden als ganze Monate berechnet).

4) Für viehhaltende Landwirte, welche einen Teil der Abwässer nicht in die Kanalanlage, sondern in die Jauchegrube bzw. Gülleanlage einbringen wird eine Freimenge in Abzug gebracht. Die Ermittlung der Höhe der Freimenge erfolgt durch den Einbau eines separaten Wasserzählers. Betriebe die keinen Wasserzähler einbauen erhalten keinen Abzug.

5) Für jedes angeschlossene Grundstück sind 10 m³ zum Zwecke der Gartenbewässerung frei. Wird ein Anschlussnehmer durch eine private Wasserleitung versorgt oder ist er an eine Wassergenossenschaft angeschlossen, so kommt die Freimenge von 10 m³ nur dann zum tragen, wenn der gesamte Wasserbezug über einen Wasserzähler abgegeben wird und vor diesem Wasserzähler keine Wasserentnahme, auch nicht außerhalb der baulichen Anlage, erfolgt. Hierüber ist vom Anschlusswerber eine schriftliche Erklärung abzugeben.

6) Wenn kein Wasserzähler eingebaut ist, wird für Grundstücke, die durch eine private Wasserleitung versorgt sind, eine jährliche Pauschale verrechnet. 

Diese wird in der Weise errechnet in dem die Kubatur des angeschlossenen Objektes durch 3 dividiert wird und diese Zwischensumme mit dem Faktor 1,0 multipliziert wird. Diese Summe wird als Bemessungsgrundlage für die Verrechnung der Kanalgebühr nach § 5 Abs. 2 verwendet.

Sind im Anschlussjahr die Voraussetzungen nicht für das ganze Jahr gegeben, so wird die festgesetzte Pauschale aliquot berechnet (angefangene Monate werden als ganze Monate berechnet).

§ 8

Gebührenschuldner
1) Schuldner der Kanalgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke für die Einrichtungen und Anlagen zur Entsorgung von Abwässern bereitgestellt werden.

2) Steht ein Bauwerk auf fremden Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwerkes, im Falle eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Kanalgebühren.

3) Für die Kanalgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, Baurecht) ein gesetzliches Pfandrecht.

§ 9

Verfahrensbestimmungen
Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der Tiroler Landesabgabenordnung, LGBl. 34/1984, in der jeweils gültigen Fassung

§ 10

Erweiterungsgebühr

Bemessungsgrundlage und Höhe der Erweiterungsgebühr

1) Bemessungsgrundlage der Erweiterungsgebühr ist die Baumasse gemäß § 2 Abs. 4 des Tiroler Verkehrsaufschließungsgesetzes.

2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird jeweils vom Gemeinderat festgesetzt.

§ 11

Inkrafttreten

Die gegenständliche Verordnung tritt nach ordnungsgemäßem Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft.

Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten alle bisher bezüglich der Kanalanschluss- und Kanalgebühren gefassten Gemeinderatsbeschlüsse außer Kraft.
3. Bei der Erstellung des Projektes für die Sanierung des bestehenden Sportplatzes durch die Errichtung eines Kunstrasenplatzes haben sich Probleme ergeben, sodass der gesamte Platz talauswärts verlegt werden musste. Durch diese Verlegung wurde jener Platz in Anspruch genommen, auf dem die Schneeerzeugung für das Schispringen am Bergisel erfolgen sollte. Um eine Möglichkeit für die Schneeerzeugung zu haben wurde mit Zingerle Anton Kontakt aufgenommen, ob er sein angrenzendes Feld tauschen würde. Zingerle Anton stimmt einem Grundtausch zu, wenn er den Grund im Bereich der alten Hofstelle am „Joasner Gries“ erhält. Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und beschließt einstimmig, dass der Grundtausch durchgeführt werden soll.
4. Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass den Vereinen und öffentlichen Körperschaften für das Jahr 2006 ein Zuschuss gewährt wird. Dabei werden folgende Summen zur Auszahlung gebracht: Musikkapelle Schmirn € 1.000,--; Feuerwehr Schmirn € 1.000,--; Schützenkompanie Schmirn € 1.000,--; Pfarrkirche Schmirn € 1.000,--; Pfarrkirche St. Jodok € 350,--; Chöre Schmirn € 1.000,--; Männerchor € 350,--; Bergrettung St. Jodok € 400,--; Öffentliche Bücherei € 400,--; Kirchenchor St. Jodok € 350,--; SV Schmirn, Sektion Schilauf € 500,--; SV Schmirn, Sektion Fußball € 500,--; Bei den Tierzuchtvereinen wird ein Betrag von € 2,50 für alle weiblichen Tiere, die vor dem 1. Jänner 2006 geboren sind, ausbezahlt.

5. Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass ab dem Jahr 2007 folgende Hebesätze für die Vorschreibung der Steuern und Gebühren gelten:

Grundsteuer A – 500 v.H.; Grundsteuer B – 500 v.H.; Kommunalsteuer wird erhoben; Vergnügungssteuer bei Überzeitbewilligungen € 0,36/Stunde für Gasthäuser und € 0,72/Stunde für Cafes; Hundesteuer € 15,--; Erschließungsbeitrag 4 v.H. des Erschließungskostenfaktors; Wasseranschlussgebühr € 1,85/m³ umbauter Raum nichtlandwirtschaftliche Objekte; 0,22/m³ umbauter Raum landwirtschaftliche Objekte; € 1,85/m³ umbauter Raum für Gebäude im Bereich des Wasserleitungsverbandes Steinach – Schmirn – Vals; Wasserbenützungsgebühr € 0,36/m³ bezogenem Wasser; Kanalanschlussgebühr € 4,56/m³ umbauten Raum. Kanalbenützungsgebühr € 1,79/m³ bezogenem Wasser; Pauschalgebühr für Objekte ohne Wasserzähler – Umbauter Raum : 3 x Faktor 1; Wassermessergebühr € 3,63 pro Zähler und Jahr; Müllgebühren: Müllsack 60 Liter € 4,--; Biomüllsack 10 Liter € 0,40; Biomüllsack 15 Liter € 0,40; Grundgebühr pro Person und Jahr € 10,--; Grundgebühr pro Wochenendhaus € 22,--; Grundgebühr pro Gewerbebetrieb € 37,--; Deponiegebühr Aushubmaterial € 1,--; Kompressorstunde € 8,--; Traktorstunde mit Fahrer € 33,--; Traktorstunde ohne Fahrer € 26,--; Entschädigung und Verdienstentgang für den Besuch eines Feuerwehrkurses € 40,--/Kurstag; Überschreitungsgrenze ohne Erläuterung in der Jahresrechnung gemäß § 15 Abs. 1 Z 7 VRV, € 3.700,--.

6. Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Verordnung 

über die Gewährung von Sonderzulagen an die Gemeindebediensteten
Auf Grund des § 2, Abs. 1 des Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes, LGBl. Nr. 68/2001 zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 74/2006, in Verbindung mit § 48 Abs. 1 lit. b des Landes-Vertragsbedienstetengesetzes, LGBl. Nr. 2/2001 zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. 58/2006 hat der Gemeinde in der Sitzung am 04.12.2006 folgende Verordnung über die Gewährung einer einmaligen jährlichen Sonderzahlung (Weihnachtsgeld) an die Bediensteten beschlossen:

§ 1

Einmalige jährliche Sonderzahlung

1. Den Gemeindebediensteten wird eine einmalige jährliche Sonderzahlung (Weihnachtsgeld) gewährt. Das Weihnachtsgeld beträgt:

a) für Alleinverdiener im Sinne der einkommensteuerrechtlichen Vorschriften
€
139,--

b) für Nichtalleinverdiener im Sinne der einkommensteuerrechtlichen 



Vorschriften
€
73,--

c) für Kinder, für die dem betroffenen Bediensteten die Kinderzulage gebührt 

oder unter der Voraussetzung, dass nicht eine andere Person die Kinderzulage 

oder eine der Kinderzulage vergleichbare Leistung bezieht, gebühren würde,

für das erste Kind
€
135,--

für das zweite Kind
€
164,--

für jedes weitere Kind
€
215,--

2. Das Weihnachtsgeld gebührt, wenn der Bedienstete für den Monat Dezember Anspruch auf den Monatsbezug bzw. das Monatsentgelt hat. Das Weihnachtsgeld gebührt auch, wenn der Bedienstete für den Monat Dezember nach § 2 des Landes-Vertragsbedientetengesetzes wegen der Ableistung eines Präsenzdienstes nur Anspruch auf einen Teil des Monatsbezuges bzw. Monatsentgeltes hat. Bedienstete, die aus anderen als den vorhin genannten Gründen nicht das ganze Kalenderjahr hindurch Anspruch auf Monatsbezüge bzw. Monatsentgelte haben, erhalten den entsprechenden Teil des Weihnachtsgeldes. Dabei gebührt für jeden Kalendertag, für den ein Anspruch auf einen Monatsbezug bzw. Monatsentgelt besteht, 1/360 des Weihnachtsgeldes.

3. Nicht vollbeschäftigten Vertragsbediensteten gebührt nach § 44 L-VBG das Weihnachtsgeld aliquot.

4. Das Weihnachtsgeld ist mit dem Monatsbezug bzw. Monatsentgelt für den Monat Dezember auszuzahlen.

§ 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt der Gemeinderatsbeschluss vom 09.11.1998 außer Kraft.

Gleichzeitig beschließt der Gemeinderat, dass das Weihnachtsgeld auch an jene Bedienstete ausbezahlt wird, die nicht nach dem Vertragsbedienstetengesetz sondern nach freier Vereinbarung angestellt sind. Für nicht vollbeschäftigte Bedienstete gebührt das Weihnachtsgeld aliquot.

7. Bei einer Schulung der Gemeindebediensten wurde bekannt gegeben, dass der Dienstpostenplan, der einen Bestandteil des Voranschlages sowie der Jahresrechnung darstellt, vom Gemeinderat separat beschlossen werden muss. Der Gemeinderat beschließt daher einstimmig folgenden Dienstpostenplan:

Zentralamt 1 Bediensteter Entlohnungsgruppe VB c

Zentralamt 0,50 Bedienstete Entlohnungsgruppe VB d

Zentralamt 0,25 Bedienstete Entlohnungsgruppe freie Vereinbarung

Sonderpolizei 1 Bediensteter Entlohnungsgruppe freie Vereinbarung 

Volksschule 0,25 Bedienstete Entlohnungsgruppe freie Vereinbarung

Kindergarten 0,66 Bedienstete Entlohnungsgruppe VB KI

Kindergarten 0,10 Bedienstete Entlohnungsgruppe freie Vereinbarung

Straße 1 Bediensteter Entlohnungsgruppe VBII p3
Straße 1 Bediensteter Entlohnungsgruppe freie Vereinbarung
8. Vom Amt der Tiroler Landesregierung wurde die Tarifordnung des Landes-Feuerwehrverbandes zugesandt und der Wunsch geäußert, dass die gleichen Sätze in den einzelnen Gemeinden beschlossen werden, damit eine einheitliche Verrechnung der Leistungen des Feuerwehrwesens stattfinden kann.

Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und beschließt einstimmig die gleichen Sätze für Feuerwehreinsätze wie sie in der Tarifordnung des Landes-Feuerwehrverbandes Tirol vorgeschlagen wurden.
9. Für die Genehmigung des Flächenwidmungsplanes durch das Amt der Tiroler Landesregierung ist eine Änderung des Raumordnungskonzeptes im Bereich der Siedlung Holzeben notwendig. Der Raumplaner Dr. Erich Ortner hat dafür einen Plan erstellt und zugesandt. Es soll eine Teilfläche der Gp. 365/1 als baulicher Entwicklungsbereich mit überwiegender Wohnnutzung (Index W S2, Z A und D 2 gemäß Verordnungstext des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Schmirn) ausgewiesen werden. Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und beschließt einstimmig die angeführte Änderung des Raumordnungskonzeptes.
10. Allfälliges:

a) In der Sitzung am 14.08.2006 wurde die Verordnung über die Einhebung des Erschließungsbeitrages neu beschlossen und der Landesregierung zur Verordnungsprüfung gemäß § 122 TGO 2001 vorgelegt. Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass die Verordnung in der vorgelegten Fassung genehmigt wurde.

b) Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass derzeit eine Feuerbeschau in allen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden stattfindet. Die Feuerbeschau ist. lt. Gesetz alle 12 Jahre durchzuführen. Der Abschluss dieser Arbeiten wird einige Zeit in Anspruch nehmen, da täglich nur 8 – 10 Betriebe besichtigt werden können.

c) Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass der Löschwasserbehälter in Obern in Betrieb genommen wurde und das Hydrantennetz zur Verfügung steht.

d) Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass von der Wildbach- und Lawinenverbauung der Wildlahnerbach ausgebaggert wurde. Im Bereich der Jungholzbrücke wurde der Damm erhöht.

e) Jenewein Robert und Jenewein Ernst haben um Anschluss an die Gemeindetrinkwasseranlage angesucht. Der Gemeinderat beschließt mit 10 Zustimmungen und einer Stimmenthaltung (Jenewein Ernst) dass gegen diesen Anschluss kein Einwand besteht.








Der Bürgermeister

Angeschlagen am: 07.12.2006

Abgenommen am:
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